Baufreistellungsverfahren

§ 69 a Niedersächsische Bauordnung (NBauO) bestimmt, unter welchen Voraussetzungen Bauten vom Genehmigungsverfahren freigestellt sind.

Ein Freistellungsverfahren ist danach möglich für die Errichtung, Änderung oder Nutzungsänderung von

· Wohngebäuden geringer Höhe (Gebäude geringer Höhe sind Gebäude, in denen jeder Aufenthaltsraum mit seinem Fußboden höchstens 7 m über der Geländeoberfläche liegt)


· sowie Nebengebäude und Nebenanlagen für diese Wohngebäude, wie z.B. Carports und Garagen, die in einem Gebiet liegen, für das ein rechtskräftiger qualifizierter Bebauungsplan die Festsetzung Kleinsiedlungsgebiet, Reines Wohngebiet, Allgemeines Wohngebiet oder Besonderes Wohngebiet trifft.

Dies gilt jedoch nur, wenn


· das Vorhaben den Festsetzungen des Bebauungsplanes nicht widerspricht oder notwendige Ausnahmen oder Befreiungen bereits erteilt sind,

· die Anforderungen der NBauO an die Qualifikation der Entwurfsverfasser, der Ersteller der Statik sowie des Schall- und Wärmeschutznachweises erfüllt sind und


· der Nachweis der Erschließung des Grundstücks vorliegt.

Der Bauherr muss vor Beginn der Bauarbeiten den Entwurf für das beabsichtigte Vorhaben sowie eine Reihe weiterer Nachweise u.a. eine Erklärung der Entwurfsverfasser, dass die Voraussetzungen des § 69 a NBauO vorliegen, bei der zuständigen Gemeinde einreichen.

Die Gemeinde hat dem Bauherrn innerhalb eines Monats nach Eingang der Unterlagen eine Bestätigung auszustellen, wenn die Erschließung gesichert ist und die Gemeinde keine vorläufige Untersagung wegen einer Veränderungssperre bei der Bauaufsichtsbehörde beantragen wird. Der Bauherr darf mit der Baumaßnahme beginnen, sobald die Bestätigung der Gemeinde vorliegt.

Auch ein genehmigungsfreies Vorhaben muss alle Vorgaben des öffentlichen Baurechts, z.B. zu Grenzabständen, zulässiger Höhe, zum Brandschutz etc. einhalten. Es entfällt lediglich das Baugenehmigungsverfahren.

Für die Einhaltung der Vorschriften des Baurechts sind allein die Entwurfsverfasserin bzw. der Entwurfsverfasser und der Bauherr verantwortlich. Verstöße gegen das öffentliche Baurecht, die im Genehmigungsverfahren von der Bauaufsichtsbehörde ohne größeren Aufwand korrigiert werden könnten, werden bei einem genehmigungsfreien Vorhaben oftmals erst nach der Bauausführung deutlich. Dann kann ein rechtmäßiger Zustand möglicherweise nur mit einem hohen (auch finanziellen) Aufwand wieder hergestellt werden.

Das Risiko hierfür tragen bei genehmigungsfreien Vorhaben gem. § 69 a NBauO die Entwurfsverfasser und der Bauherr.

Ein Bauherr kann auch für ein genehmigungsfreies Bauvorhaben einen Bauantrag stellen und damit die Durchführung eines Baugenehmigungsverfahrens begehren.

